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Stellungnahme
des Bundesrates

Entwurf eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 16. Oktober 2001
zu dem Übereinkommen über die Rechtshilfe in Strafsachen
zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union

Der Bundesrat hat in seiner 805. Sitzung am 5. November 2004 beschlossen, zu
dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung
zu nehmen:

Zur Eingangsformel

In der Eingangsformel sind nach dem Wort "hat" die Wörter "mit Zustimmung des
Bundesrates" einzufügen.

Begründung:
Das beabsichtigte Gesetz wird der Zustimmung des Bundesrates bedürfen. Das
umzusetzende Protokoll sieht zumindest in Artikel 2, 3 Abs. 1 sowie Artikel 5
Bestimmungen vor, die hinreichend konkret das Verfahren der Rechtshilfe
durch Justizbehörden der Länder außerhalb des gerichtlichen Verfahrens be-
treffen. Nach ständiger Auffassung des Bundesrates sind Bestimmungen, die
das Verfahren von Landesbehörden in Angelegenheiten der internationalen
Rechtshilfe regeln, soweit es sich nicht um gerichtliche Verfahren handelt, Re-
gelungen des Verwaltungsverfahrens im Sinne von Artikel 84 Abs. 1 GG.


